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— Drucksache 1541 — 


A. Bericht des Abgeordneten Baldauf 


Der von der Bundesregierung eingebradite Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Sozial- 
versidierungsträger im Saarland hat zum Ziel, in 
der Sozialversicherung das Organisationsrecht des 
Saarlandes an das im übrigen Bundesgebiet gel- 
tende Recht anzugleichen, d. h. im Saarland die ge- 
gliederte Sozialversicherung wieder einzuführen. 

Seit dem 1. Juli 1947 bestehen dort nur noch fol- 
gende Versicherungsträger: 

Die Landesver Sicherungsanstalt für das Saarland 
als Träger der Krankenversicherung, Unfallversiche- 
rung, Rentenversicherung der Arbeiter und Ange- 
stellten, der Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk und der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung, 

die Saarknappschaft als Träger der knappschaft- 
lichen Kranken- und Rentenversicbierung, 

die Bergbau-Berufsgenossenschaft für das Saar- 
land als Träger der Unfallversicherung der Berg- 
leute, 

die Eisenbahn-Betriebskrankenkasse Saarbrücken 
als Träger der Krankenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten der saarländischen Eisenbahn, 

die Eisenbahn- Versicherungsanstalt Saarbrücken 
als Träger der Rentenversicherung der Arbeiter der 
saarländischen Eisenbahn. 

Von diesen Versicherungsträgern bleibt die Saar- 
knappschaft mit ihrer bisherigen Zuständigkeit be- 


stehen; sie wird der Arbeitsgemeinschaft der Knapp- 
schaften der Bundesrepublik Deutschland ange- 
schlossen. Die Zuständigkeit der Landesversiche- 
rungsanstalt für das Saarland wird auf die Renten- 
versicherung der Arbeiter, die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk, die hüttenknappschaft- 
liche Pensionsversicherung und auf die Gemein- 
schaftsaufgaben beschränkt. Für die Krankenver- 
sicherung wird eine Allgemeine Ortskrankenkasse 
in Saarbrücken errichtet. Die Errichtung weiterer 
Ortskrankenkassen, von Landkrankenkassen, Be- 
trieb skr ankenkassen, Innungskrankenkassen sowie 
die Aufnahme der Tätigkeit von Ersatzkassen wird 
zugelassen. Die Eisenbahn-Betriebskrankenkasse 
Saarbrücken wird eine Bezirksleitung der Bundes- 
bahn-Betriebskrankenkasse, die nunmehr auch im 
Saarland zuständig ist. Für die Unfallversicherung 
werden eine Landwirtschaftliche Berufsgenossen- 
schaft und ein Gemeindeunfallversicherungsverband 
errichtet. Im übrigen erstreckt sich die Zuständig- 
keit der im Bundesgebiet bestehenden Berufs- 
genossenschaften auf das Saarland. Die Bergbau- 
Berufsgenossenschaft für das Saarland wird eine 
Bezirksverwaltung der Bergbau-Berufsgenossen- 
schaft in Bochum. In der Rentenversicherung der 
Arbeiter werden neben der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland die Bundesbahn-Versiche- 
rungsanstalt und die Seekasse zuständig. Die Eisen- 
bahn-Versicherungsanstalt Saarbrücken wird eine 
Bezirksleitung der Bundesbahn-Versicherungs- 
anstalt. In der Rentenversicherung der Angestellten 
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wird die Zuständigkeit der Bundesversicherungs- 
anstatt für Angestellte auf das Saarland erstreckt. 

Der Gesetzentwurf regelt außerdem die mit der 
Neuordnung der Sozialversicherungsträger zu- 
sammenhängenden versicherungsrenchtlichen, ver- 
mögensrechtlichen und dienstrechtlichen Fragen. 
Auf die neuen Versicherungsträger gehen die 
Rechte und Pflichten aus den Versicherungsverhält- 
nissen sowie das Vermögen und die Verbindlich- 
keiten der bisherigen Versicherungsträger über. 
Die neuen Versicherungsträger sind auch verpflich- 
tet, die freiwerdenden Beamten, Beamtenanwärter, 
Angestellten und Arbeiter zu übernehmen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18. De- 
zember 1959 beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
— • mit Ausnahme von zwei Änderungen zu den 
§§ 12 und 37 Abs. 1 — keine Einwendungen zu er- 
heben. Er ist der Auffassung, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat dem Gesetz- 
entwurf weitgehend zugestimmt. Den zwei Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates hat er sich aus 
den in der Gegenäußerung der Bundesregierung er- 
sichtlichen Gründen nicht angeschlossen. Er hält 
jedoch insbesondere folgende Änderungen des 
Gesetzentwurfs für erforderlich: 

1. In § 11 ist über den dort genannten Personen- 
kreis hinaus auch solchen Personen der Beitritt 
zu den Betriebskrankenkassen, Innungskranken- 
kassen und Ersatzkassen zu ermöglichen, die 
vom übrigen Bundesgebiet in das Saarland zu- 
gezogen sind und ihre Mitgliedschaft zu den ge- 
nannten Kassen auf Grund des bisher im Saar- 
land geltenden Organisationsrechts verloren 
haben. 

2. In § 7 Abs. 2 und in § 22 Abs. 2 ist die Dienst- 
herrnfähigkeit der neuen Versicherungsträger 
auf die zu übernehmenden Beamten und Be- 
amtenanwärter zu beschränken. 

3. § 30 Abs. 2 ist dahingehend zu ändern, daß in 
Saarbrücken anstatt einer Außenstelle eine Aus- 
kunfts- und Beratungsstelle der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte errichtet wird; 
diese Auskunfts- und Beratungsstelle hat auch 
die Aufgabe, die Überleitung der Rentenver- 
sicherung der Angestellten im Saarland auf 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
durchzuführen. 

4. Es ist ein neuer § 32a einzufügen, der sicher- 
stellt, daß bis zur Neuordnung der Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk die Landes- 
versicherungsanstalt für das Saarland Träger 
der Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk bleibt. 

Der Ausschuß hat sich bei der Erörterung des 
Gesetzentwurfs noch mit folgenden Problemen be- 
sonders befaßt: 

1. Bei der Auflösung der Betriebskrankenkassen, 
Innungskrankenkassen und Ersatzkassen im 
Saarland im Jahre 1947 wurden deren Vermögen 
und Verbindlichkeiten auf die Landesversiche- 


rungsanstalt für das Saarland überführt. Eine 
Vermögensauseinandersetzung zwischen der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse für das Saarland 
als Rechtsnachfolgerin in der Krankenversiche- 
rung und den neu zugelassenen Betriebskran- 
kenkassen, Innungskrankenkassen sowie Ersatz- 
kassen ist in § 5 des Gesetzentwurfs nicht vor- 
gesehen. Der Ausschuß hat diese Regelung ge- 
billigt, weil eine solche VermögensAuseinander- 
setzung in der Praxis zu außerordentlichen 
Schwierigkeiten führen würde. Eine genaue 
Feststellung des auf die genannten Kassen zu 
verteilenden Vermögens wäre kaum möglich. 
Im übrigen ist es sehr ungewiß, ob unter Berück- 
sichtigung der früheren Verbindlichkeiten und 
der Währungsumstellung im Saarland ein sol- 
ches Vermögen überhaupt vorhanden ist. 

2. Nach § 13 des Gesetzentwurfs wird der Betrieb 
verschiedener Krankenhäuser, die vorwiegend 
im Eigentum der Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland stehen, Gemeinschaftsaufgabe der 
Krankenversicherung. Der Ausschuß weist dar- 
auf hin, daß es sich hierbei nur um eine Uber- 
gangsregelung handelt, die auf Grund der be- 
sonderen Verhältnisse im Saarland getroffen 
wurde. Er spricht die Erwartung aus, daß ent- 
sprechend dem Satz 2 der Vorschrift und der 
amtlichen Begründung hierzu in Verhandlungen 
zwischen den beteiligten Stellen alsbald eine 
Vereinbarung erzielt wird, die den Betrieb der 
Krankenhäuser nach den Grundsätzen des Bun- 
desrechts regelt. 

3. In dem Gesetzentwurf sind Bestimmungen über 
die Bildung von Selbstverwaltungsorganen für 
die im Saarland neu errichteten Versicherungs- 
träger nicht enthalten. Der Ausschuß hat fest- 
gestellt, daß das Selbstverwaltungsgesetz und 
die Wahlordnung im Saarland bereits einge- 
führt sind, so daß die gesetzlichen Grundlagen 
für die Bildung der Selbstverwaltungsorgane 
und für das dabei einzuhaltende Verfahren ge- 
geben sind. Er ist der Überzeugung, daß die in 
§ 35 des Gesetzentwurfs vorgesehene Frist von 
einem Jahr eine reibungslose und rechtzeitige 
Bildung der Selbstverwaltungsorgane ermöglicht, 

4. Bei der Erörterung des § 36 hat der Ausschuß 
die Frage geprüft, ob diejenigen Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts, die nach 
dem vorliegenden Gesetzentwurf Beamte, Be- 
amtenanwärter und Angestellte zu übernehmen 
haben, von der Anwendung des § 14 Abs. 2 und 
des § 16 Abs. 1 des Gesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes freizustellen sind. Der Ausschuß 
hat eine solche Regelung nicht für erforderlich 
gehalten. Er hat festgestellt, daß im Saarland 
der Pflichtanteil an der allgemeinen Unterbringung 
nach dem Gesetz zu Artikel 131 des Grundgeset- 
zes nur 12 V. H. beträgt und die Nichtbesetzung 
einer Stelle mit einem Unterbringungsteilneh- 
mer lediglich dann zu einer Zahlungspflicht 
führt, wenn hierbei ein Verschulden vorliegt. 
Ein solches Verschulden ist jedoch bei einer ge- 
setzlich angeordneten Übernahme von Bedien- 
steten nicht gegeben. Dieser Feststellung liegt 
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eine dem Inhalt nach gleichlautende Stellung- | Aus den dargelegten Gründen empfehle ich, den 
nähme des Herrn Bundesministers des Innern Gesetzentwurf in der vom Ausschuß für Sozial- 
zugrunde. I Politik beschlossenen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 24, Februar 1960 


Baldauf 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1541 — in der 
aus der anliegenden Zusamenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 18. Februar 1960 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Baldauf 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuordnung der Sozialversicherungsträger 

im Saarland 

(Sozialversicherungs-Organisationsgesetz Saar) 

— Drucksache 1541 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der 
Sozialversicherungsträger im Saarland 

(Sozi alversicherungs-O rganis ationsgesetz S aar) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Krankenversicherung 

§ 1 

Die §§ 225 bis 233, 234 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, 
§ 235 Abs. 1 und 2, §§ 236 bis 238, 245 Abs. 1 bis 4, 
§§ 246 bis 249, 250 Abs. 1 bis 4, §§ 251 bis 253, 258 
bis 267, 270 bis 297, 298 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 
5 bis 8, Abs. 2 und 3, §§ 299 bis 305, 307 bis 309, 
318 bis 327, 333, 334, 338 bis 357, 360 bis 362, 364 
bis 367, 377 bis 379, 389 bis 392, 406 bis 415b, 476 
bis 477 Nr. 3, §§ 478 bis 487, 488 Abs. 1, 2 und 
Abs. 4 bis 6, §§ 489 bis 493b, 504 bis 513, 516 bis 528 
der Reichsversicherungsordnung und die zu ihrer 
Änderung, Ergänzung und Durchführung erlassenen 
Vorschriften gelten im Saarland. Soweit in ihnen 
auf andere Vorschriften verwiesen wird, die im 
Saarland in abweichender Fassung gelten, sind 
diese in der saarländischen Fassung anzuwenden. 

§ 2 

(1) Für das Saarland wird eine Allgemeine Orts- 
krankenkasse errichtet; sie hat ihren Sitz in Saar- 
brücken. 

(2) Solange im Saarland nur eine Allgemeine 
Ortskrankenkasse besteht, gehört sie mit der 
Rechtsstellung eines Landesverbandes dem Bundes- 
verband der Ortskrankenkassen an. 

§ 3 

(1) Die Zuständigkeit der Bundesbahn-Betriebs- 
krankenkasse, der BundespostnBetriebskranken- 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der 
Sozialversicherungsträger im Saarland 
(Sozialversicherungs-Organisationsgesetz Saar) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Krankenversicherung 
§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 20. Ausschusses 

kasse, der Betriebskrankenkasse des Bundesver- 
kehrsministeriums und der See-Krankenkasse er- 
streckt sich auf das Saarland. 

(2) Die Eisenbahn-Betriebskrankenkasse Saar- 
brücken wird eine Bezirksleitung der Bundesbahn- 
Betriebskrankenkasse. 


§ 4 § 4 

(1) Die Rechte und Pflichten der Landesversiche- unverändert 

rungsanstalt für das Saarland aus den Versiche- 

rungsverhältnissen in der Krankenversicherung ge- 
hen auf die Allgemeine Ortskrankenkasse für das 
Saarland über. 

(2) Die Rechte und Pflichten der Eisenbahn-Be- 
triebskrankenkasse Saarbrücken aus den Versiche- 
rungsverhältnissen gehen auf die Bundesbahn-Be- 
triebskrankenkasse über. 

(3) § 212 der Reichsversicherungsordnung gilt. 

§ 5 § 5 

(1) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen unverändert 

Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, die 

in der Abteilung Krankenversicherung verwaltet 
werden, gehen auf die Allgemeine Ortskranken- 
kasse für das Saarland über; ausgenommen sind 
das Vermögen und die Verbindlichkeiten, die mit 
der Durchführung der Gemeinschaftsaufgaben in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen. 

(2) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Eisenbahn-Betriebskrankenkasse Saarbrücken gehen 
auf die Dundesbahn-Betrieb skr ankenkasse über. 

Ausgenommen sind das Vermögen und die Verbind- 
lichkeiten, die mit der Durchführung der Gemein- 
schaftsaufgaben in rechtlichem oder wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen; dieses Vermögen und diese 
Verbindlichkeiten gehen auf die Bundesbahn-Ver- 
sicherungsanstalt (§ 27) über. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Rechte, 
die durch Gesetz für unübertragbar oder nur auf 
Grund besonderer Vereinbarungen für übertragbar 
erklärt sind. 


§ 6 § 6 

(1) Durch den Übergang der Verbindlichkeiten unverändert 

wird der bisherige Schuldner befreit; im übrigen 

werden die Rechte des Gläubigers, insbesondere 
seine Ansprüche gegen einen Bürgen sowie seine 
Rechte aus einem Pfandrecht, einer Hypothek oder 
einer sonstigen Sicherheit nicht berührt. § 418 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt nicht. 

(2) Zum Nachweis des Übergangs des Eigentums 
an einem Grundstück gegenüber dem Grundbuch- 
amt genügt eine Bescheinigung der Aufsichtsbe- 
hörde; dies gilt für sonstige im Grundbuch einge- 
tragene Rechte entsprechend. 

(3) Gerichtsgebühren und andere Abgaben, die 
aus Anlaß und in Durchführung des § 5 entstehen, 
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werden nicht erhoben; bare Auslagen bleiben außer 
Ansatz. 

§ 7 

(1) Die Allgemeine Ortskrankeiikasse für das 
Saarland hat die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes in der Abteilung Krankenversiche- 
rung der Landesversicherungsanstalt für das Saar- 
land beschäftigten Personen (Beamte, Beamten- 
anwärter, Angestellte und Arbeiter) zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt zu übernehmen. Dies gilt nicht 
für Personen, die von der Landesvcrsicherungs- 
anstalt für das Saarland zur Durchführung der Ge- 
meinschaftsaufgaben benötigt werden. 

(2) Die Allgemeine Ortskrankenkasse für das 
Saarland erhält Dienstherrnfähigkeit (§ 121 des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 1957 ’ — 
Bundesgesetzbl. I S. 667). 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt für die Versorgungsemp- 
fänger entsprechend. 

§ 8 

Die Arbeitsbedingungen der zu übernehmenden 
Angestellten und Arbeiter dürfen aus Anlaß der 
Übernahme nicht verschlechtert werden. 

§ 9 

(1) Innungskrankenkassen mit dem Sitz im Saar- 
land, die Versicherte von der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse für das Saarland übernehmen, und 
Ersatzkassen, zu denen Versicherte der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse für das Saarland übertreten, ha- 
ben Angestellte der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
für das Saarland in einem angemessenen Verhält- 
nis zu übernehmen, über Zahl und Person der zu 
übernehmenden Angestellten sowie über den Zeit- 
punkt der Übernahme sollen sich die beteiligten 
Kassen einigen. Kommt eine Einigung nicht zu- 
stande, so entscheidet die für die Sozialversiche- 
rung zuständige oberste Landesbehörde des Saar- 
landes. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Arbeitgeber 
mit Betrieben, für die eine Betriebskrankenkasse 
besteht oder errichtet wird, deren Bereich sich auf 
das Saarland erstreckt. 

(3) Bei der nach Absatz 1 Satz 1 erforderlichen 
Berechnung bleiben Versicherte der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse für das Saarland außer Betracht, 
die später als sechs Monate, nachdem die Betriebs- 
oder Innungskrankenkassen oder die Ersatzkasse 
ihre Tätigkeit im Saarland aufgenommen haben, 
Mitglied dieser Kasse werden. 

§ 10 

Soll für einen Betrieb oder eine Innung, für die 
am 30. Juni 1947 eine Betriebs- oder Innungskran- 
kenkasse bestanden hat, eine neue Betriebs- oder 
Innungskrankenkasse errichtet werden, so gelten 
§ 248 Nr. 1 und § 251 Abs. 1 Nr. 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung nicht. 


— 3. Wahlperiode 

Beschlüsse des 20. Ausschusses 


§ 7 

(1) unverändert 


(2) Die Allgemeine Ortskrankenkasse für das 
Saarland erhält für die zu übernehmenden Beamten 
und Beamtenanwärter Dienstherrnfähigkeit (§ 121 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 1957 
— Bundesgesetzbl. I S. 667). 

(3) unverändert 

§ 8 

unverändert 

§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 
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§ 11 

(1) Die freiwillig Weiterversicherten im Saarland, 
die hier am 30. Juni 1947 einer Betriebs- oder In- 
nungskrankenkasse angehört haben, sind berech- 
tigt, der entsprechenden Kasse innerhalb von sechs 
Monaten nach der Aufnahme ihrer Tätigkeit im 
Saarland beizutreten. Die Versicherung beginnt mit 
dem ersten Tage des auf die Beitrittserklärung fol- 
genden Kalendervierteljahres. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für freiwillig Wei- 
terversicherte im Saarland, die am 30. Juni 1947 
einer Ersatzkasse angehört haben. Mit ihrem Bei- 
tritt zur Ersatzkasse treten die Versicherten in ihre 
Rechte, die sie aus einer Zusatzversicherung er- 
worben haben, wieder ein. 

§ 12 

Personen, die seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher Vor- 
schriften im Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 365) wegen Überschreitens der Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze oder Jahreseinkommens- 
grenze aus der Pflichtversicherung ausgeschieden 
sind oder ausscheiden, sind berechtigt, einer für sie 
zuständigen Betriebskrankenkasse, Innungskran- 
kenkasse oder Ersatzkasse innerhalb von sechs Mo- 
naten nach der Aufnahme ihrer Tätigkeit im Saar- 
land beizutreten. § 1 1 Abs. 1 Satz 2 gilt. 

§ 13 

Zu den Gemeinschaftsaufgaben der Krankenver- 
sicherung, die der Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland obliegen, gehört auch der Betrieb der 
Hüttenkrankenhäuser in Brebach, Burbach, Dillin- 
gen, Neunkirchen und Völklingen sowie des Rast- 
pfuhl-Krankenhauses und der Zentralapotheke in 
Saarbrücken. Die Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland kann den Betrieb der Krankenhäuser 
und der Zentralapotheke anderen Trägern mit de- 
ren Zustimmung übertragen oder einstellen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Unfallversicherung 

§ 14 

Die §§ 546 bis 548, 623 bis 629 Abs. 1, §§ 629a 
bis 634, 636, 642 bis 647, 649 bis 653, 656a bis 660, 
663 bis 675, 677, 681, 684, 685, 689 bis 701, 703, 
704, 713 bis 717, 721, 723, 843 bis 845, 847, 892 
bis 896, 915 bis 922, 956 bis 960, 962 bis 965, 967 
bis 972, 975, 978, 980 bis 985, 1029, 1033, 1046, 1047, 
1050 bis 1058, 1060, 1065 bis 1066a, 1066c bis 1072, 
1079, 1081 bis 1083, 1096 bis 1101, 1107 bis 1109, 
1113, 1116 bis 1119, 1121 bis 1125, 1128 bis 1130, 
1132 bis 1143, 1146 bis 1157, 1159 bis 1164, 1166 bis 
1185, 1198, 1199, 1201, 1202, 1206 bis 1225 der 
Reichsversicherungsordnung sowie die zu ihrer 
Änderung, Ergänzung und Durchführung erlassenen 
Vorschriften gelten im Saarland. Soweit in ihnen 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 
§ 11 

(1) Die freiwillig Weiterversicherten im Saarland, 
die auf Grund des im Saarland geltenden Rechts 
die Mitgliedschaft zu einer Betriebs- oder Innungs- 
krankenkasse verloren haben, sind berechtigt, der 
entsprechenden Kasse innerhalb von sechs Mona- 
ten nach der Aufnahme ihrer Tätigkeit im Saarland 
beizutreten. Die Versicherung beginnt mit dem 
ersten Tage des auf die Beitrittserklärung folgen- 
den Kalendervierteljahres. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für freiwillig Wei- 
terversicherte im Saarland, die auf Grund des im 
Saarland geltenden Rechts die Mitgliedschaft zu 

einer Ersatzkasse verloren haben. Mit ihrem Bei- 
tritt zur Ersatzkasse treten die Versicherten in ihre 
Rechte, die sie aus einer Zusatzversicherung erwor- 
ben haben, wieder ein. 

§ 12 

unverändert 


§ 13 

unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Unfallversicherung 
§ 14 

unverändert 
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auf andere Vorschriften verwiesen wird, die im 
Saarland in abweichender Fassung gelten, sind 
diese in der saarländischen Fassung anzuwenden. 

§ 15 

(1) Die Zuständigkeit der für das gesamte Bun- 
desgebiet außerhalb des Saarlandes bestehenden 
Berufsgenossenschaften erstreckt sich auf das Saar- 
land. 

(2) Die Zuständigkeit der Süddeutschen Eisen- 
und Stahl-Berufsgenossenschaft für die in Hütten-, 
Walzwerks-, Eisen- und Stahlbetrieben tätigen Per- 
sonen, der Südwestlichen Bau-Berufsgenossenschaft, 
der Süddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft und 
der Süddeutschen Edel- und Unedelmetall-Berufs- 
genossenschaft wird auf das Saarland erstreckt. 

§ 16 

Die Bergbau-Berufsgenossenschaft für das Saar- 
land wird eine Bezirksverwaltung der Bergbau-Be- 
rufsgenossenschaft. Die Organe der Bergbau-Berufs- 
genossenschaft für das Saarland werden Organe 
der Bezirksverwaltung. 

§ 17 

Für das Saarland werden eine Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaft und ein Gemeindeunfallver- 
sicherungsverband errichtet; sie haben ihren Sitz in 
Saarbrücken. 

§ 18 

Die Rechte und Pflichten der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland und der Bergbau-Berufs- 
genossenschaft für das Saarland aus den Versiche- 
rungsverhältnissen in der Unfallversicherung gehen 
auf die nach diesem Gesetz zuständigen Versiche- 
rungsträger über. 

§ 19 

(1) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, die in 
der Abteilung Allgemeine Unfallversicherung ver- 
waltet werden, werden unter den in § 15 genannten 
Berufsgenossenschaften aufgeteilt; ausgenommen 
sind die Bergbau-Berufsgenossenschaft, die Garten- 
bau-Berufsgenossenschaft und die See-Berufsgenos- 
senschaft. 

(2) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, die in 
der Abteilung Landwirtschaftliche Unfallversiche- 
rung verwaltet werden, werden unter der Landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft für das Saarland 
und der Gartenbau-Berufsgenossenschaft aufgeteilt. 

(3) Die beteiligten Berufsgenossenschaften stellen 
einen Aufteilungsplan auf, in dem angegeben wird, 
welche Vermögensgegenstände und welche Ver- 
bindlichkeiten auf die einzelnen Berufsgenossen- 
schaften übergehen sollen; Grundstücke und im 
Grundbuch eingetragene Rechte sollen übereinstim- 


Be Schlüsse des 20. Ausschusses 


§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


§ 17 

Für das Saarland werden eine Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaft und ein Gemeindeunfallver- 
sicherungsverband errichtet. 

§ 18 

unverändert 


§ 19 

unverändert 
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inend mit dem Grundbuch oder durch Hinweis auf 
das Grundbuchblatt bezeichnet werden. Der Auftei- 
lungsplan ist von der für die Sozialversicherung 
zuständigen obersten Landesbehörde des Saarlandes 
zu bestätigen. 

(4) Kommt eine Einigung der beteiligten Berufs- 
genossenschaften über die Aufteilung nicht zu- 
stande, dann stellt die für die Sozialversicherung 
zuständige oberste Landesbehörde des Saarlandes 
den Aufteilungsplan auf; für die Aufteilung ist das 
Verhältnis der von den beteiligten Berufsgenossen- 
schaften zu übernehmenden Rentenlast maßgebend. 

(5) Der Übergang der Vermögensgegenstände und 
der Verbindlichkeiten tritt ein, sobald die für die 
Sozialversicherung zuständige oberste Landes- 
behörde des Saarlandes den Aufteitungsplan der Be- 
rufsgenossenschaften bestätigt hat odeT der von der 
Landesbehörde aufges teilte Aufteilungsplan unan- 
fechtbar geworden ist. 

(6) Der bisherige Schuldner hat den kraft Gesetzes 
eingetretenen Übergang der Verbindlichkedten dem 
Gläubiger mitzuteilen. 

(7) Das Vermögen und die Verbindlichkeiten wer- 
den bis zu ihrem Übergang auf die Berufsgenossen- 
schaften von der Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland im Auftrag und für Rechnung der Rechts- 
nachfolger verwaltet. 

§ 20 

(1) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen unve 

Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, die in 

der Abteilung Gemeindliche Unfallversicherung ver- 
waltet werden, gehen auf den Gemeindeunfallver- 
sicherungsverband für das Saarland über. 

(2) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Bergbau-Berufsgenossenschaft für das Saarland 
gehen auf die Bergbau-Berufsgenossenschaft über. 

§ 21 

§ 5 Abs. 3 und § 6 gelten in den Fällen der §§19 unve 

und 20 entsprechend. 


§ 22 { 

(1) Die in § 15 genannten Berufsgenossenschaften (1) unverändert 
haben die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes in der Abteilung Allgemeine Unfallver- 
sicherung der Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland beschäftigten Personen (Beamte, Beamten- 
anwärter, Angestellte und Arbeiter) zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt zu übernehmen; ausgenommen 
sind die Bergbau-Berufsgenossenschaft, die Garten- 
bau-Berufsgenossenschaft und die See-Berufsgenos- 
senschaft. Uber Zahl und Person der zu überneh- 
menden Beschäftigten sollen sich die beteiligten 
Versicherungsträger einigen; kommt eine Einigung 
nicht zustande, so entscheidet die für die Sozialver- 
sicherung zuständige oberste Landesbehörde des 
Saarlandes. 


20. Ausschusses 


20 

ändert 


21 

rändert 

22 ■ 
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(2) Die Berufsgenossenschaften, die Beamte zu 
übernehmen haben, erhalten Dienslherrnfähigkeit 
(§ 121 des Beamtenrechtsrahmengesetzes). 


(3) Absatz 1 gilt für die Versorgungsempfänger 
entsprechend. 

§ 23 

(1) Die Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 
für das Saarland hat die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes in der Abteilung Landwirt- 
schaftliche Unfallversicherung der Landesversiche- 
rungsanstalt für das Saarland beschäftigten Per- 
sonen (Beamte, Beamtenanwärter, Angestellte und 
Arbeiter) zu dem genannten Zeitpunkt zu über- 
nehmen. 

(2) Der Gemeindeunfallversicherungsverband für 
das Saarland hat die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes in der Abteilung Gemeindliche Un- 
fallversicherung der Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland beschäftigten Personen (Beamte, Be- 
amtenanwärter, Angestellte und Arbeiter) zu dem 
genannten Zeitpunkt zu übernehmen. 

(3) § 22 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 24 ^ 

Die Bergbau-Berufsgenossenschaft hat die im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes in der 
Bergbau-Berufsgenossenschaft für das Saarland be- 
schäftigten Personen (Angestellte und Arbeiter) zu 
dem genannten Zeitpunkt zu übernehmen; die zu 
übernehmenden Personen sollen in der Bezirksver- 
waltung im Saarland (§ 16) beschäftigt werden. 

§ 25 

§ 8 gilt in den Fällen der §§ 22 bis 24. 


DRITTER ABSCHNITT 

Rentenversicherung der Arbeiter 

§ 26 

Die §§ 1326 bis 1343, 1348 bis 1350, 1353 bis 1355, 
1358 bis 1360 der Reichsversicherungsordnung sowie 
die zu ihrer Änderung, Ergänzung und Durchfüh- 
rung erlassenen Vorschriften gelten im Saarland. 
Soweit in ihnen auf andere Vorschriften verwiesen 
wird, die im Saarland in abweichender Fassung 
gelten, sind diese in der saarländischen Fassung an- 
zuwenden. 

§ 27 

(1) Die Zuständigkeit der Bundesbahn-Versiche- 
rungsanstalt und der Seekasse erstreckt sich auf das 
Saarland. 

(2) Die Eisenbahn-Versicherungsanstalt Saar- 
brücken wird eine Bezirksleitung der Bundesbahn- 
V ersicherungsanstalt. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

(2) Die Berufsgenossenschaften, die Beamte oder 
Beamtenanwärter zu übernehmen haben, erhalten 
für die zu übernehmenden Beamten und Beamten- 
anwärter Dienstherrnfähigkeit (§ 121 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes). 

(3) unverändert 

§ 23 

unverändert 


§ 24 

unverändert 


§ 25 

unverändert 

DRITTER ABSCHNITT 

Rentenversicherung der Arbeiter 
§ 26 

unverändert 


§ 27 

unverändert 


10 



Drucksache 1644 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 
§ 28 

(1) Die Rechte und Pflichten aus den Versiche- 
rungsverhältnissen sowie das Vermögen (Eigentum 
und alle sonstigen Vermögensrechte) und die Ver- 
bindlichkeiten der Eisenbahn-Versicherungsanstalt 
Saarbrücken gehen auf die Bundesbahn-Versiche- 
rungsanstalt über. 

(2) § 5 Abs. 3 und § 6 gelten entsprechend. 


VIERTER ABSCHNITT 

Rentenversicherung der Angestellten 

§ 29 

Die §§ 1 bis 14, 17 und 29 des Gesetzes über die 
Errichtung der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 857) sowie die zu ihrer Änderung, Ergänzung und 
Durchführung erlassenen Vorschriften gelten im 
Saarland. Soweit in ihnen auf andere Vorschriften 
verwiesen wird, die im Saarland in abweichender 
Fassung gelten, sind diese in der saarländischen 
Fassung anzuwenden. 

§ 30 

(1) Die Zuständigkeit der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte erstreckt sich auf das Saar- 
land. 

(2) Im Saarland wird eine Außenstelle der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte errichtet; 
sie hat ihren Sitz in Saarbrücken. § 1 Abs. 2 des 
Selbstverwaltungsgesetzes in der Fassung vom 
13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427), zuletzt 
geändert durch das Vierte Gesetz zur Änderung des 
Selbstverwaltungsgesetzes vom 10. April 1958 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 213), gilt nicht. 

§ 31 

(1) Die Rechte und Pflichten der Landesversiche- 
rungsanstalt für das Saarland aus den Versiche- 
rungsverhältnissen in der Rentenversicherung der 
Angestellten gehen auf die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte über. 

(2) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landeisversicherungsanstalt für das Saarland, die in 
der Abteilung Rentenversicherung der Angestellten 
verwaltet werden, gehen auf die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte über. 

(3) § 5 Abs. 3 und § 6 gelten entsprechend. 

§ 32 

(1) Die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte hat die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes in der Abteilung Rentenversicherung 
der Angestellten der Landesversicherungsanstalt 
für das Saarland beschäftigten Personen (Beamte, 
Beamtenanwärter, Angestellte und Arbeiter) zu 
dem genannten Zeitpunkt zu übernehmen. Die zu 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 
§ 28 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Rentenversicherung der Angestellten 
§ 29 

unverändert 


§ 30 

(1) unverändert 

(2) In Saarbrücken wird eine Auskunfts- und Be- 
ratungsstelle der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte errichtet, die Auskunfts- und Beratungs- 
stelle hat auch die Aufgabe, die Überleitung der 
Rentenversicherung der Angestellten im Saarland 
auf die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
diirchzuführen. 

§ 31 

unverändert 


§ 32 

(1) Die Bundes Versicherungsanstalt für Ange- 
stellte hat die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes in der Abteilung Rentenversicherung 
der Angestellten der Landesversicherungsanstalt 
für das Saarland beschäftigten Personen (Beamte, 
Beamtenanwärter, Angestellte und Arbeiter) zu 
dem genannten Zeitpunkt zu übernehmen. Die zu 
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übernehmenden Personen sollen in der Außenstelle 
in Saarbrücken (§ 30 Abs. 2) beschäftigt werden. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt für die Versorgungs- 
empfänger entsprechend. 

(3) § 8 gilt. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung 
§ 33 

Bis zur Neuordnung der Hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung bleibt die Landesversiche- 
rungsanstait für das Saarland Träger dieses Ver- 
sicherungszweiges. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Knappschaftsversicherung 
§ 34 

Die Saarknappschaft gehört der Arbeitsgemein- 
schaft der Knappschaften der Bundesrepublik 
Deutschland an. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Gemeinsame und Schlußvorschriften 
§ 35 

(1) Die Aufgaben der Krankenversicherung, Un- 
fallversicherung und der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten im Saarland nehmen 
bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die bisher zuständigen Versiche- 
rungsträger so lange und soweit im Auftrag und für 
Rechnung der nunmehr zuständigen Versicherungs- 
träger wahr, als diese ihre Aufgaben noch nicht 
wahrnehmen. Solange die bisher zuständigen Ver- 
sicherungsträger die Aufgaben nach Satz 1 noch 
wahrnehmen, verfahren sie nach fhren Satzungen, 
soweit deren Inhalt nicht im Widerspruch zu diesem 
Gesetz steht. 

(2) Unterlagen, die ausschließlich die Durchfüh- 
rung von Aufgaben der Krankenversicherung, Un- 
fallversicherung und der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten betreffen, sind den 
nach diesem Gesetz zuständigen Versicherungsträ- 
gern jeweils bis zu dem Zeitpunkt unentgeltlich zu 
übersenden, zu dem diese die entsprechenden Auf- 
gaben übernehmen. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

übernehmenden Personen sollen in der Auskunfts- 
und Beratungsstelle in Saarbrücken (§ 30 Abs. 2) 
beschäftigt werden. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 32a 

Bis zur Neuordnung der Altersversorgung für 
das deutsche Handwerk bleibt die Landesversiche- 
rungsanstalt für das Saarland Träger der Alters- 
versorgung für das deutsche Handwerk. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung 
§ 33 

unverändert 


SECHSTER ABSCHNITT 
Knappschaftsversicherung 
§ 34 

unverändert 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Schlußvorschriften 
§ 35 

unverändert 
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(3) Für die Ersaizkassen gilt Absatz 1 nicht und 
Absatz 2 mit der Maßgabe, daß ihnen die Unter- 
lagen für ihre Mitglieder auf Anforderung zu über- 
senden sind. 


§ 36 § 36 

(1) Die von der Landwirtschaftlichen Familien- unverändert 

ausgleichskasse Rheinhessen-Pfalz nach § 8 des Ge- 
setzes zur Einführung von Bundesrecht auf den Ge- 
bieten der Arbeitsbedingungen und des Familien- 
lastenausgleichs im Saarland vom 30. Juni 1959 

(Bundesgesetzbl. I S. 361) wahrgenommenen Auf- 
gaben gelten als im Auftrag und für Rechnung der 
Familienausgleichskasse wahrgenommen, die bei 
der Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft für 
das Saarland (§ 17) errichtet wird. So lange und so- 
weit diese Familienausgleichskasse ihre Aufgaben 
als Träger der Kindergeldzahlung noch nicht wahr- 
nimmt, nimmt diese Aufgaben weiterhin in ihrem 
Auftrag und für ihre Rechnung die Landwirtschaft- 
liche Familienausgleichskasse Rheinheissen-Pfalz 
wahr; dies gilt jedoch nur bis zum Ablauf eines 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Die Auflösung der durch Gesetz Nr. 273 über 
Familienzulagen vom 11. Juli 1951 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. März 1957 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 230) errichteten Kasse für Fami- 
lienzulagen bleibt der Landesgesetzgebung Vorbe- 
halten. 

(3) Im Falle der Auflösung der Kasse sind ihre 
Beamten, Beamtenanwärter, Angestellten, Arbeiter 
und Versorgungsempfänger vom Saarland oder von 
saarländischen landesunmittelbaren Körperschaften, 

Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts 
zu übernehmen. Für die Übernahme der Beamten 
und Versorgungsempfänger gelten § 129 Abs. 1 
und 3, §§ 130, 132 Abs. 1 und § 133 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes entsprechend. 

§ 37 § 37 

(1) Die Amtsdauer der erstmals im Saarland ge- unverändert 

wählten Mitglieder der Organe, der Versicherten- 
ältesten und Vertrauensmänner endet mit der 

Amtsdauer der Mitglieder der Organe, der Ver- 
sichertenältesten und Vertrauensmänner, die aus 
der zweiten Wahl im übrigen Geltungsbereich des 
Selbstverwaltungsgesetzes hervor gegangen sind. 

(2) Die Organe der Versiehe rungsträger, deren 
Zuständigkeitsbereich durch dieses Gesetz auf das 
Saarland erstreckt wird, können durch Personen 
ergänzt werden, die im Saarland ihren Wohnsitz 
haben oder regelmäßig dort beschäftigt sind. Für 
die Ergänzungswahlen gilt § 107 der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung vom 9. Januar 1958 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 11). 

(3) Für den Fall von Ergänzungswahlen nach Ab- 
satz 2 kann die Satzung des Versicherungsträgers 
bestimmen, daß die Zahl der Mitglieder der Ver- 
treterversammlung bis zum 30. Juni 1962 mehr 
als 60, jedoch nicht mehr als 64 beträgt. 
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§ 38 § 38 

Im Saarland werden folgende Vorschriften ein- unverändert 

geführt: 

1. die Verordnung über die Vergütung der Kran- 
kenkassen für die Einziehung der Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 29. Oktober 1955 
(Bundesanzeiger Nr. 214 vom 4. November 
1955), 

2. die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung (Verordnung zu § 161 
AVAVG) vom 25, Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 766), 

3. die Verordnung über die Höhe der an die Ein- 
zugsstellen zu leistenden Vergütung für den 
Einzug der Beiträge zu den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten 
vom 21. August 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1274). 

§ 39 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 39 

unverändert 


§ 40 § 40 

(1) Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf seine unverändert 

Verkündung folgenden Monats in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
alle diesem Gesetz entgegenstehenden oder gleich- 
lautenden Vorschriften im Saarland außer Kraft, 
insbesondere 

1. die §§ 2, 9 und 10 der Verordnung über 
die Errichtung einer Landesversicherungs- 
anstalt für das Saargebiet vom 20. Sep- 
tember 1945 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 17), 

2. die Verordnung über die Errichtung einer 
Bergbauberufsgenossenschaft für das Saar- 
gebiet vom 28. September 1945 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 20), 

3. die Artikel 2 bis 7, 17, 18 und 22 der Ver- 
ordnung Nr. 1 über die Umwandlung 
der Träger der Sozialversicherung vom 
26. Juni 1947 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 232), 

4. Artikel 1 § 2 Nr. 2, § 3 Nr. 9 bis 11, § 6 
Nr. 4 und Artikel 3 § 18 Nr. 3 zweiter 
Halbsatz des Gesetzes Nr. 628 zur Ein- 
führung des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung im 
Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1249); in Artikel 2 § 11 
dieses Gesetzes wird die Zahl „162" ge- 
strichen. 


s e s 
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5. Artikel 2 § 1 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 633 
über die Angleichung des Kassenarzt- 
rechts im Saarland an das im übrigen 
Bundesgebiet geltende Recht vom 18. Juni 
1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1237), 

6. Artikel 2 des Gesetzes Nr. 634 über die 
Angleichung des Rechts über Verbände 
der gesetzlichen Krankenkassen im Saar- 
land an das im übrigen Bundesgebiet gel- 
tende Recht vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1241). 


15 



